
 

  

S 46 AS 489/14

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 16
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Die Übergangsregelung des § 80 Abs.2

Nr. 1 SGB II ist bezüglich der Fiktion des §
41 a Abs. 5 SGB II auch auf die
Bewilligungszeiträume anwendbar, die
vor dem 01.08.2016 beendet waren.
Ein fiktiv und endgültiger gewordener
Bescheidd ersetzt den vorläufigen und
wird Gegenstand des Gerichtsverfahrens
gegen den vorläufigen Bescheid.
Höhere Leistungen können im
Gerichtsverfahren zugesprochen werden.

Normenkette SGB II § 41a Abs. 5
SGB II § 80 Abs. 2 Nr. 1
SGG § 96

1. Instanz

Aktenzeichen S 46 AS 489/14
Datum 29.09.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 AS 627/17
Datum 11.04.2019

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung wird das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 29. September
2016, betreffend das ursprÃ¼ngliche Verfahren S 46 AS 489/14 aufgehoben, sowie
der Bescheid des Beklagten vom 24.01.2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.02.2014, in der Fassung des Bescheides vom
11.06.2014, abgeÃ¤ndert. Der Beklagte wird verurteilt, der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit
von Februar bis Juli 2014 monatlich weitere Leistungen in HÃ¶he von 94,69 EUR zu
zahlen.
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II. Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

III. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die HÃ¶he der fÃ¼r den Zeitraum von Februar bis Juli
2014 zu gewÃ¤hrenden Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB
II), insbesondere die Ã�bernahme von Einlagerungskosten und die Anrechnung von
Einkommen, streitig.

Die 1963 geborene KlÃ¤gerin ist Ã¶sterreichische StaatsangehÃ¶rige und war im
streitigen Zeitraum selbstÃ¤ndig als Trainerin und Reiseleiterin tÃ¤tig. Sie erhielt
vom Beklagten Leistungen nach dem SGB II.

Die KlÃ¤gerin bezog ab 01.03.2010 eine Ein-Zimmer-Wohnung mit ca. 30 mÂ² in der
H-StraÃ�e in R-Stadt. Zu der Wohnung gehÃ¶rte laut Mietvertrag vom 24.02.2010
ein Kellerabteil. FÃ¼r diese Wohnung betrug die Miete ab dem 01.03.2013 310 EUR
zuzÃ¼glich Vorauszahlungen fÃ¼r Heizung und Warmwasser in HÃ¶he von 30 EUR
und eine Vorauszahlung auf die Ã¼brigen Betriebskosten in HÃ¶he von 45 EUR
(insgesamt monatlich 385 EUR).

Am 30.12.2013 beantragte die KlÃ¤gerin die WeitergewÃ¤hrung der laufenden
Leistungen ab Februar 2014. Neben der Miete fÃ¼r ihre Wohnung machte sie 475
US Dollar fÃ¼r einen Lagerraum in den USA als Kosten der Unterkunft geltend. Sie
legte eine Anlage EKS zur TÃ¤tigkeit als Trainerin fÃ¼r Berufsorientierung vor.

Der Beklagte forderte die KlÃ¤gerin u.a. auf, eine Anlage EKS auch fÃ¼r ihre
TÃ¤tigkeit als Reiseleiterin sowie die KontoauszÃ¼ge fÃ¼r die Monate Oktober bis
Dezember 2013 vorzulegen.

Mit Bescheid vom 24.01.2014 bewilligte der Beklagte Leistungen nach dem SGB II
fÃ¼r die Zeit von Februar bis Juli 2014 in HÃ¶he von monatlich 681,31 EUR
vorlÃ¤ufig. Kosten der Unterkunft wurden in HÃ¶he von 385 EUR anerkannt. Die
VorlÃ¤ufigkeit beruhte auf den Einnahmen aus selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit. Das
bereinigte zu berÃ¼cksichtigende Gesamteinkommen betrug monatlich 94,69 EUR.

Am 12.02.2014 legte die KlÃ¤gerin Widerspruch ein und machte insbesondere
geltend, dass die Ã�bernahme der Lagerkosten in den USA wieder fehle.

Mit Widerspruchsbescheid vom 14.02.2014 wurde der Widerspruch
zurÃ¼ckgewiesen. Die KlÃ¤gerin habe einen vorlÃ¤ufigen Anspruch auf Leistungen
in HÃ¶he von 681,33 EUR. Einlagerungskosten fÃ¼r die GegenstÃ¤nde in den USA
seien nicht als Bedarf zu berÃ¼cksichtigen. Einkommen werde in HÃ¶he von 94,67
EUR berÃ¼cksichtigt, da die KlÃ¤gerin in ihrer vorlÃ¤ufigen ErklÃ¤rung zum
Einkommen aus selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit Betriebseinnahmen in HÃ¶he von
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1181,25 EUR prognostiziert habe. Im Bewilligungsbescheid sei ein monatlich um 2
Cent zu niedriger Leistungsanspruch festgesetzt worden. Zur Ã�nderung der
vorlÃ¤ufigen Bewilligung fehle es jedoch an einem RechtsschutzbedÃ¼rfnis.

Am 24.02.2014 erhob die KlÃ¤gerin Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen (Az.: S 48
AS 489/14).

Am 05.05.2014 wurde die KlÃ¤gerin zu einem Meldetermin am 15.05.2014
eingeladen. Im Rahmen des Fallmanagements wollte der Beklagte ein weiteres
persÃ¶nliches GesprÃ¤ch fÃ¼hren. In dem Schreiben wurde darauf hingewiesen,
dass das Arbeitslosengeld II um 10 % des maÃ�gebenden Regelbedarfs fÃ¼r die
Dauer von drei Monaten gemindert werde, wenn die KlÃ¤gerin ohne wichtigen
Grund der Einladung nicht Folge leiste. Dem Schreiben war eine
Rechtsfolgenbelehrung beigefÃ¼gt. Nachdem die KlÃ¤gerin zu diesem Termin nicht
erschien, hÃ¶rte der Beklagte sie mit Schreiben vom 16.05.2014 zum mÃ¶glichen
Eintritt einer Sanktion an. Hierauf Ã¤uÃ�erte sich die KlÃ¤gerin nicht.

Mit Bescheid vom 11.06.2014 wurde der Regelbedarf der KlÃ¤gerin erneut um 10
%, d.h. 39,10 EUR, fÃ¼r die Zeit von Juli bis September 2014 unter Aufhebung der
bisher ergangenen Bescheide gemindert, da die KlÃ¤gerin den Meldetermin am
15.05.2014 nicht wahrgenommen habe. Die Leistungen der KlÃ¤gerin wurden um
39,10 EUR gemindert, sie erhielt monatlich 642,21 EUR ausbezahlt.

Mit Beschluss vom 03.09.2014 verband das Sozialgericht MÃ¼nchen die
Streitsachen S 46 AS 1278/14, S 46 AS 2017/12, S 46 2018/12, S 46 AS 2993/12, S
46 AS 393/13, S 46 AS 2639/13, S 46 AS 2727/13, S 46 AS 3033/13, S 46 AS
3112/13, S 46 AS 48/14, S 46 AS 158/14, S 46 AS 489/14, S 46 AS 666/14 und S 46
AS 1195/14 zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung und fÃ¼hrte die
Verfahren unter dem Aktenzeichen S 46 AS 1278/14 fort.

Mit Urteil vom 29.09.2016 wies das Sozialgericht unter Ziffer IV die Klage im
ursprÃ¼nglichen Verfahren S 46 AS 489/14 ab. Es legte den Antrag der KlÃ¤gerin
sinngemÃ¤Ã� dahingehend aus, dass diese beantragt habe, den Beklagten unter
AbÃ¤nderung des Bescheides vom 24.01.2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.02.2014 zu verurteilen, der KlÃ¤gerin hÃ¶here
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II fÃ¼r den
Leistungszeitraum 01.02.2014 bis 31.07.2014 unter BerÃ¼cksichtigung der
Einlagerungskosten in den USA, der prognostizierten Personalkosten und der
Telefonkosten zu gewÃ¤hren. Der Beklagte habe korrekt und ausfÃ¼hrlich
dargestellt, dass der Bescheid vom 24.01.2014 rechtmÃ¤Ã�ig sei. Es hat daher zur
Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs. 3
Sozialgerichtsgesetz (SGG) auf die zutreffenden GrÃ¼nde des
Widerspruchsbescheides vom 14.02.2014 verwiesen.

Gegen Ziffer "IV. des Urteils" hat die KlÃ¤gerin Berufung zum Bayerischen
Landessozialgericht erhoben.

Mit Beschluss vom 22.08.2017 hat der Senat die durch Beschluss des Sozialgerichts
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MÃ¼nchen vom 03.04.2014 verbundenen Streitsachen getrennt. Die Berufung
bezÃ¼glich der Streitsache S 46 AS 489/14 wird unter dem Aktenzeichen L 16 AS
627/17 fortgefÃ¼hrt.

Der ehemalige ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin hat zur
BerufungsbegrÃ¼ndung vorgetragen, dass die ursprÃ¼nglich vorlÃ¤ufig bewilligten
Leistungen gemÃ¤Ã� Â§ 41a Abs. 5 Satz 1 SGB II zwischenzeitlich als endgÃ¼ltig
festgesetzt zu betrachten seien. Die streitigen Bescheide seien in mehrfacher
Hinsicht insbesondere hinsichtlich der nicht gewÃ¤hrten Einlagerungskosten und
des angesetzten Einkommens aus selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit rechtswidrig. Das
tatsÃ¤chliche Einkommen der KlÃ¤gerin ergebe sich aus der als Anlage
beigefÃ¼gten abschlieÃ�enden EKS. Er hat eine Anfrage der KlÃ¤gerin in den USA
Ã¼ber die "storage fee" fÃ¼r die Jahre 2006 bis 2017, sowie die abschlieÃ�ende
EKS fÃ¼r die Zeit von Februar 2014 bis Juli 2014 vorgelegt. Hiernach war die
KlÃ¤gerin als Reiseleitung und Trainerin tÃ¤tig. Sie hat Betriebseinnahmen in HÃ¶he
von insgesamt 897,80 EUR angegeben, denen sie Betriebsausgaben in HÃ¶he von
insgesamt 572,51 EUR gegenÃ¼bergestellt hat. Als Betriebsausgaben hat sie u.a.
Raumkosten von insgesamt 58,43 EUR angegeben. Auf Nachfrage hat sie erklÃ¤rt,
dass es sich hierbei um Energiekosten fÃ¼r ihre eigene Wohnung handle. Sie hat
als weitere Betriebsausgaben Beratungskosten von 59,50 EUR geltend gemacht. Zu
den Beratungskosten hat die KlÃ¤gerin in der Anlage EKS vermerkt, dass diese sich
auf eine Strafanzeige wegen UrkundenunterdrÃ¼ckung im Jobcenter beziehen
wÃ¼rden.

Der ehemalige ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin hat beantragt,
den Beklagten unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
29.09.2016 hinsichtlich des ursprÃ¼nglich unter dem Aktenzeichen S 46 AS 489/14
gefÃ¼hrten Rechtsstreits und unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 24.01.2014
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14.02.2014 zu verurteilen, der
KlÃ¤gerin fÃ¼r den Zeitraum 01.02.2014 bis 31.07.2014 Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhaltes nach dem SGB II in gesetzlicher HÃ¶he zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte hat beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hat ausgefÃ¼hrt, dass die Regelung des Â§ 41a Abs. 5 Satz 1 SGB II zur Folge
habe, dass der vorlÃ¤ufige Verwaltungsakt ohne jedes TÃ¤tigwerden der Beteiligten
sein Wesen verÃ¤ndere und zum endgÃ¼ltigen Verwaltungsakt werde. Dies solle
zugunsten wie zulasten des Berechtigten gelten, mit der Folge, dass der
Leistungsberechtigte nach Ablauf der Jahresfrist keine Nachzahlung mehr verlangen
kÃ¶nne, selbst wenn im Rahmen der vorlÃ¤ufigen Entscheidung nachweislich eine
zu niedrige Leistung festgesetzt worden sei. Den EinwÃ¤nden der KlÃ¤gerin
hinsichtlich der HÃ¶he der Leistungen wÃ¤re damit die Grundlage entzogen.

Zur ErgÃ¤nzung des Sachverhaltes wird auf die beigezogene Verwaltungsakte des
Beklagten sowie auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die Berufung der KlÃ¤gerin ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143,151 SGG zulÃ¤ssig und teilweise
begrÃ¼ndet.

Das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 29.09.2016 ist, soweit es die
ursprÃ¼nglich unter dem Aktenzeichen S 46 AS 489/14 erhobene Klage betrifft,
aufzuheben und der Bescheid des Beklagten vom 24.01.2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14.02.2014 in der Fassung des (Sanktions-)
Bescheides vom 11.06.2014 ist abzuÃ¤ndern. Die KlÃ¤gerin hat Anspruch auf
hÃ¶here Leistungen nach dem SGB II fÃ¼r die Zeit von Februar bis Juli 2014, ihr
stehen monatlicih um 94,69 EUR hÃ¶here Leistungen zu.

1. Die KlÃ¤gerin verfolgt ihr Begehren zu Recht im Wege einer statthaften
Anfechtungs- und Leistungsklage hinsichtlich des Bescheides vom 24.01.2014 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14.02.2014, in der Fassung des
(Sanktions-) Bescheides vom 11.06.2014.

2. Die streitgegenstÃ¤ndlichen Leistungen nach dem SGB II gelten als endgÃ¼ltig
festgesetzt. Nach dem bis zum 31.07.2016 geltenden Recht (Â§ 40 Abs. 2 Nr. 1 SGB
II i.V.m. Â§ 328 SGB III) gilt fÃ¼r vorlÃ¤ufig bewilligte Leistungen, deren
BewilligungszeitrÃ¤ume vor dem 01.08.2016 beendet waren, nach der mit dem
Neunten Gesetz zur Ã�nderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch vom
26.07.2016 (BGBl. I 1824) eingefÃ¼hrten Ã�bergangsvorschrift in Â§ 80 Abs. 2 Nr. 1
SGB II die Vorschrift des Â§ 41a Abs. 5 S. 1 SGB II mit der MaÃ�gabe, dass die
Jahresfrist mit dem 01.08.2016 beginnt und die vorlÃ¤ufig bewilligten Leistungen
nach Ablauf dieser Jahresfrist als abschlieÃ�end festgesetzt gelten. Die
Ã�bergangsregelung des Â§ 80 Abs. 2 Nr. 1 SGB II ist bezÃ¼glich der
Fiktionsregelung des Â§ 41a Abs. 5 S. 1 SGB II auch auf BewilligungszeitrÃ¤ume
anwendbar, die vor dem 01.08.2016 beendet waren (vgl. auch Grote-Seifert in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 4. Aufl. 2015, Â§ 80, Rn. 10; Kemper in Eicher/Luik,
SGB II, 4. Aufl.2017, Â§ 80, Rn. 10). Der Gesetzgeber wollte mit dieser
Ã�bergangsregelung auch fÃ¼r BewilligungszeitrÃ¤ume, die vor dem 01.08.2016
beendet waren, die Jahresfrist nach Â§ 41a Abs. 5 S. 1 SGB II zum 31.07.2017
begrenzen. Erst ab diesem Zeitpunkt sollten die bisher vorlÃ¤ufig bewilligten
Leistungen als abschlieÃ�end festgesetzt gelten, sofern keine Entscheidung nach Â§
41a Abs. 3 SGB II ergangen ist. Dies bestÃ¤tigt die GesetzesbegrÃ¼ndung, die die
Anwendbarkeit des Â§ 41a SGB II auch fÃ¼r bereits beendete
BewilligungszeitrÃ¤ume vorsieht (BT-Drs. 18/8041, S. 62). Nach der Intention des
Gesetzgebers sollte die Ã�bergangsregelung in Â§ 80 Abs. 2 Nr. 1 SGB II lediglich
verhindern, dass die Fiktionswirkung des Â§ 41a Abs. 5 Satz 1 SGB II bereits mit
Inkrafttreten des 9. SGB II-Ã�nderungsgesetzes dazu fÃ¼hrt, dass alte
BewilligungszeitrÃ¤ume als endgÃ¼ltig festgesetzt gelten. Darin liegt kein VerstoÃ�
gegen das RÃ¼ckwirkungsverbot. Die Leistungen waren bisher nur vorlÃ¤ufig
festgesetzt, ein Vertrauensschutz bestand nicht. Auch ein VerstoÃ� gegen das
Geltungszeitraumprinzip ist nicht erkennbar. Diese Auffassung widerspricht
schlieÃ�lich nicht den AusfÃ¼hrungen im Urteil des Bundessozialgerichts (BSG)
vom 12.09.2018, B 4 AS 39/17 R. Dort fÃ¼hrt das BSG aus, dass Â§ 41a Abs. 3 SGB
II auf vor dem 01.08.2016 beendete BewilligungszeitrÃ¤ume nicht anwendbar ist.
Zur Anwendung des Â§ 41a Abs. 5 i.V.m. Â§ 80 Abs. 2 Nr. 1 SGB II macht das BSG
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keine AusfÃ¼hrungen (vgl. BSG, aaO, Rn. 33, 34).

3. Die KlÃ¤gerin hat Anspruch auf hÃ¶here Leistungen nach dem SGB II.

3.1 Der Ã�berprÃ¼fung des Leistungsanspruchs der KlÃ¤gerin steht Â§ 41a Abs. 5
S. 1 SGB II nicht entgegen. Streitgegenstand des Gerichtsverfahrens war zunÃ¤chst
die GewÃ¤hrung von hÃ¶heren vorlÃ¤ufigen Leistungen. Der Bescheid vom
24.01.2014, mit dem die Leistungen vorlÃ¤ufig gewÃ¤hrt wurden, verÃ¤nderte
durch die Fiktion nach Â§ 41a Abs. 5 i.V.m. Â§ 80 Abs. 2 Nr. 1 SGB II sein Wesen. Er
gewÃ¤hrt nunmehr endgÃ¼ltige Leistungen. Durch den Eintritt der Fiktion erledigt
sich die vorlÃ¤ufige Entscheidung (vgl. Kemper a.a.O., Â§ 41a, Rn. 64). Der fiktiv
endgÃ¼ltig gewordene Bescheid "ersetzt" den vorlÃ¤ufigen. Im Ergebnis
unterscheidet sich dies nicht grundlegend von der Situation, in der die BehÃ¶rde
einen endgÃ¼ltigen Bescheid erlÃ¤sst, der nach der Rechtsprechung des BSG den
vorlÃ¤ufigen Bescheid ersetzt und gemÃ¤Ã� Â§ 96 SGG Gegenstand des bereits
anhÃ¤ngigen Gerichtsverfahrens wird (vgl. z.B. BSG, Urteil vom 10.05.2011 â�� B 4
AS 139/10 R -, SozR 4-4200 Â§ 11 Nr 38, Rn. 13). Â§ 41a Abs. 5 S. 1 SGB II ist nicht
als Regelung zu verstehen, die die gerichtliche Ã�berprÃ¼fung eines durch
gesetzliche Fiktion endgÃ¼ltig gewordenen Bescheides ausschlieÃ�t, wenn dieser
Bescheid bereits Gegenstand eines Gerichtsverfahrens ist. Eine solche Intention des
Gesetzgebers lÃ¤sst sich weder dem Wortlaut noch der GesetzesbegrÃ¼ndung
entnehmen. Soweit es in der GesetzesbegrÃ¼ndung heiÃ�t, dass die
leistungsberechtigte Person nach Fristende keine Nachzahlung mehr geltend
machen kann (vgl. BT-Drs. 18/8041, 54), bezieht sich dies jedenfalls nicht auf
(zunÃ¤chst vorlÃ¤ufige) Bescheide, die noch nicht gemÃ¤Ã� Â§ 77 SGG bindend
und Gegenstand eines noch anhÃ¤ngigen Gerichtsverfahrens sind. Eine derartige
EinschrÃ¤nkung wÃ¤re schon aus verfassungsrechtlichen GrÃ¼nden nur in engen
Grenzen mÃ¶glich und mÃ¼sste ausdrÃ¼cklich durch den Gesetzgeber erfolgen.
Sie widersprÃ¤che zudem Â§ 96 SGG.

3.2 Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt die Voraussetzungen des Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 iVm Â§ 19
Satz 1 SGB II. GemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II erhalten Leistungen nach diesem
Buch Personen, die das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a
SGB II noch nicht vollendet haben (Nr. 1), erwerbsfÃ¤hig (Nr. 2) und hilfebedÃ¼rftig
(Nr. 3) sind sowie ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik
Deutschland haben (Nr. 4). Die KlÃ¤gerin ist insbesondere hilfebedÃ¼rftig iS des Â§
9 Abs. 1 SGB II, weil sie ihren Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus
eigenen KrÃ¤ften und Mitteln, vor allem nicht durch Aufnahme einer zumutbaren
Arbeit, aus dem zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen sichern
konnte und die erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von
AngehÃ¶rigen oder von TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen erhielt. Als Einkommen
sind nach Â§ 11 Abs. 1 S. 1 SGB II zu berÃ¼cksichtigen Einnahmen in Geld oder
Geldeswert abzÃ¼glich der nach Â§ 11b SGB II abzusetzenden BetrÃ¤ge mit
Ausnahme der in Â§ 11a SGB II jeweils in der Fassung vom 13.05.2011 genannten
Einnahmen.

3.3 Der Bedarf der KlÃ¤gerin betrÃ¤gt im streitigen Zeitraum 776 EUR. Er setzt sich
zusammen aus dem Regelbedarf nach Â§ 20 Abs. 2 S. 1 SGB II und den Bedarf fÃ¼r
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Unterkunft und Heizung gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs.1 Satz 1 SGB II. Der Regelbedarf
betrug im Jahr 2014 monatlich 391 EUR (Bekanntmachung Ã¼ber die HÃ¶he der
Regelbedarfe nach Â§ 20 Abs. 5 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch fÃ¼r die Zeit
ab 01.01.2014 vom 16.10.2013, Bundesgesetzblatt I 3857). Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft und Heizung werden gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs.1 Satz 1 SGB II in HÃ¶he der
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. Ist es
wegen der GrÃ¶Ã�e der konkreten Unterkunft erforderlich, vorÃ¼bergehend nicht
benÃ¶tigten, angemessenen Hausrat und persÃ¶nliche GegenstÃ¤nde anderweitig
unterzubringen, kÃ¶nnen auch die angemessenen Kosten einer Einlagerung Teil der
Unterkunftskosten sein (BSG, Urteil vom 16.12.2008, B 4 AS 1/08 R, Rn. 12). Zweck
der Vorschrift des Â§ 22 Abs. 1 SGB II ist es, die existenziell notwendigen Bedarfe
der Unterkunft sicherzustellen. Die Unterkunft muss daher auch sicherstellen, dass
der Leistungsberechtigte seine persÃ¶nlichen GegenstÃ¤nde verwahren kann.
Deshalb kann es Konstellationen geben, in denen der angemietete Wohnraum so
klein ist, dass fÃ¼r die Unterbringung von GegenstÃ¤nden aus dem persÃ¶nlichen
Lebensbereich des HilfebedÃ¼rftigen in einem angemessenen Umfang zusÃ¤tzliche
RÃ¤umlichkeiten erforderlich sind. Wird der dem Leistungsberechtigten zugebilligte
Standard in einem solchen MaÃ�e unterschritten, dass der Leistungsberechtigte
nicht mehr als ein "Dach Ã¼ber dem Kopf" hat, entspricht es den Zielsetzungen des
Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II, den zuzubilligenden Standard gegebenenfalls durch die
Anmietung eines weiteren Raumes sicherzustellen, wenn hierdurch die Kosten der
Unterkunft nicht unangemessen im Sinne des Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sind (BSG,
a.a.O. Rn. 16). Die KlÃ¤gerin hat nach Â§ 22 Abs. SGB II einen Bedarf in HÃ¶he von
385 EUR (Grundmiete 310 EUR, Heizkosten 30 EUR, Nebenkosten 45 EUR). Weitere
Kosten, insbesondere Einlagerungskosten von Hausrat in den USA, sind nicht Teil
der Kosten gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 SGB II. Zum einen hat die KlÃ¤gerin bereits nicht
nachgewiesen, dass ihr im streitigen Zeitraum Einlagerungskosten tatsÃ¤chlich
entstanden sind. Eine Rechnung der mit der Einlagerung ihres Hausrates betrauten
Firma hat sie nicht vorgelegt. Zum anderen ist nicht ersichtlich, dass der Wohnraum
der KlÃ¤gerin so klein war, dass in ihrer Wohnung bzw. in dem dazugehÃ¶rigen
Kellerraum nicht ausreichend Platz fÃ¼r ihren Hausrat gewesen wÃ¤re. Damit
scheidet die Ã�bernahme weiterer Kosten der Unterkunft und Heizung aus.
Anhaltspunkte fÃ¼r das Bestehen eines Mehrbedarfes gemÃ¤Ã� Â§ 21 SGB II sind
nicht vorhanden.

3.4 Die KlÃ¤gerin erzielte im streitigen Zeitraum kein anrechenbares Einkommen,
auch wenn die Energiekosten fÃ¼r die Wohnung und die geltend gemachten
Beratungskosten nicht als Betriebsausgaben anerkannt werden. Insoweit ist die
Berufung begrÃ¼ndet. Der Senat legt bei der Berechnung des Einkommens aus
selbststÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit die von der KlÃ¤gerin angegebenen Betriebseinnahmen
von 897,80 EUR zugrunde und zieht Betriebsausgaben in HÃ¶he von 454,58 EUR
ab. Nicht als Betriebsausgaben anzuerkennen sind die Energiekosten der eigenen
Wohnung in HÃ¶he von 58,43 EUR sowie Beratungskosten von 59,50 EUR. Die
Beratungskosten sind offensichtlich im Zusammenhang mit dem Leistungsbezug
nach dem SGB II entstanden und nicht aufgrund der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit.
Bei den Kosten fÃ¼r Haushaltsenergie "ohne die auf Heizung entfallenden Anteile"
handelt es sich um einen Bedarf, der von der Regelleistung umfasst ist (Behrend in:
Schlegel/ Voelzke, jurisPK-SGB II, 4. Aufl. 2015, Â§ 20, Rn. 41). Daher kÃ¶nnen
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grundsÃ¤tzlich betrieblich bedingte Energiekosten als Betriebsausgaben
berÃ¼cksichtigt werden. Die KlÃ¤gerin hat die Energiekosten nicht nÃ¤her
erlÃ¤utert und keine Nachweise vorgelegt, dass die geltend gemachten
Betriebskosten betrieblich bedingt sind. Dies ergibt im streitigen Zeitraum ein
Einkommen in HÃ¶he von insgesamt 443,22 EUR bzw. von monatlich 73,87 EUR (Â§
3 Abs. 1, 2 und 4 Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Verordnung â�� Alg II-V in der
Fassung vom 21.06.2011). Von diesem Einkommen ist der Grundfreibetrag in
HÃ¶he von 100 EUR nach Â§ 11b Abs. 2 S. 1 SGB II abzuziehen. Nach Abzug des
Grundfreibetrags ergibt sich kein anzurechnendes Einkommen. Die KlÃ¤gerin erhielt
im Februar 2014 eine Gutschrift des Versorgungsunternehmens fÃ¼r Strom. Diese
Einnahme bleibt gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 3, 2. HS SGB II auÃ�er Betracht.

3.5 Im Juli 2014 hat die KlÃ¤gerin Anspruch auf um 39,10 EUR geminderte
Leistungen, da der Beklagte mit Bescheid vom 11.06.2014 das Arbeitslosengeld II
der KlÃ¤gerin in nicht zu beanstandender Weise um 10 % minderte. Der Bescheid
vom 11.06.2014 wurde hinsichtlich des Monats Juli 2014 gemÃ¤Ã� Â§ 96 SGG
Gegenstand der am 24.02.2014 erhobenen Klage gegen den Bescheid vom
24.01.2014, da er den angefochtenen Verwaltungsakt abÃ¤ndert.

3.5.1 Nach Â§ 32 SGB II mindert sich das Arbeitslosengeld II jeweils um 10 % des
nach Â§ 20 maÃ�gebenden Regelbedarfs, wenn Leistungsberechtigte trotz
schriftlicher Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis eine
Aufforderung des zustÃ¤ndigen TrÃ¤gers, sich bei ihm zu melden, nicht
nachkommen. Diese Voraussetzungen sind vorliegend erfÃ¼llt. Ein
MeldeversÃ¤umnis liegt bereits dann vor, wenn der HilfebedÃ¼rftige am
vorgesehenen Tag nicht bei der in der Meldung bezeichneten Stelle persÃ¶nlich
erschienen ist. Die KlÃ¤gerin ist zu dem Meldetermin nicht erschienen. Ein wichtiger
Grund fÃ¼r das Nichterscheinen liegt nicht vor. Ein solcher wurde weder
vorgetragen noch ist er ersichtlich. Die Meldeaufforderung enthielt eine
ordnungsgemÃ¤Ã�e Rechtsfolgenbelehrung bei Nichterscheinen zum Termin (vgl.
BSG, Urteil vom 16.12.2008, B 4 AS 60/07 R). Sie informierte konkret,
einzelfallbezogen, verstÃ¤ndlich, richtig und vollstÃ¤ndig Ã¼ber die Folgen des
Nichterscheinens zum Meldetermin.

3.5. Dem ungedeckten Bedarf der KlÃ¤gerin in HÃ¶he von 776 EUR fÃ¼r die Monate
Februar bis Juni 2014 und den um 10 % der Regelleistung geminderten Anspruch
auf Leistungen nach dem SGB II fÃ¼r den Monat Juli 2014 in HÃ¶he von 736,90
stehen bewilligte Leistungen in HÃ¶he von 681,33 EUR fÃ¼r Februar bis Juni 2014
(Widerspruchsbescheid vom 14.02.2014) und von 642,21 EUR fÃ¼r Juli 2014
(Sanktionsbescheid vom 11.06.2014) gegenÃ¼ber. Damit hat die KlÃ¤gerin
Anspruch auf hÃ¶here Leistungen von monatlich 94,69 EUR fÃ¼r die Monate
Februar bis Juli 2014.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG. Dabei hat der Senat
berÃ¼cksichtigt, dass die KlÃ¤gerin erst im Berufungsverfahren Angaben zur HÃ¶he
ihres Einkommens aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit gemacht hat.

GrÃ¼nde die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG zuzulassen sind nicht
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ersichtlich.
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